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Sachgebiet 80 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1612/68 des Rates über die Ausweitung der gewerkschaftiichen Rechte 
zugunsten der Arbeitnehmer, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 49, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die fortschreitende Integration der Arbeitsmärkte 
muß von einer wachsenden Beteiligung der Arbeit- 
nehmer der Mitgliedstaaten am Wirtschafts- und 
Sozialleben des Empfangslandes begleitet sein. Die 
zur Durchführung von Artikel 48 und 49 des Ver- 
trages zur Gründung der EWG erlassenen Vorschrif- 
ten und insbesondere Artikel 8 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1612/68 des Rates vom 15. Oktober 1968 
über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb 
der Gemeinschaft^), haben Fortschritte auf diesem 
Wege ermöglicht, vor allem durch die Einführung der ! 
Gleichbehandlung in gewerkschaftlicher Hinsicht, 
aufgrund derer die Arbeitnehmer an der Ernennung 
(4er Leiter von Gewerkschaftsorganisationen teilneh- 
men können. Den Mitgliedstaaten wurde jedoch frei- 
gestellt, Arbeitnehmer aus einem anderen Mitglied- 
staat die Teilnahme an der Verwaltung oder Lei- 
tung dieser Organisationen zu untersagen. 

Artikel 8 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
1612/68 bestimmt, daß dieser Artikel vom Rat an 
Hand eines Kommissionsvorschlages überprüft wird. 

Seit der Verabschiedung der genannten Verord- 
nung sind die auf diesem Gebiet noch bestehenden 
Verbote durch Änderungen in der nationalen Ge- 
setzgebung aufgehoben worden. Es könnte deshalb 
überflüssig erscheinen, eine Gemeinschaftsbestim- 
mung zu erlassen, zumal Artikel 48 des Vertrages 
direkt anwendbar ist. 

Um jedoch die Rechtssicherheit des betroffenen 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 257 
vom 19. Oktober 1968, S. 2 


Personenkreises zu gewährleisten, empfiehlt es sich, 
Artikel 8 anzupassen. 

Daher ist jedoch zwischen der Ausübung einer 
- auch leitenden - Funktion innerhalb einer Gewerk- 
schaftsorganisation und der Teilnahme an der Ver- 
waltung von Körperschaften des öffentlichen Rechts 
und der Ausübung eines öffentlich-rechtlichen Amtes 
zu unterscheiden. Die Tatsache, daß die Ausübung 
dieser Funktionen und die Teilnahme an der Ver- 
waltung von Körperschaften der genannten Art den 
eigenen Staatsangehörigen Vorbehalten wird, darf 
nicht dazu führen, die Arbeitnehmer eines anderen 
Mitgliedstaates vom Zugang zu leitenden Positio- 
nen in einer Gewerkschaft auszuschließen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Einziger Artikel 

Artikel 8 der Verordnung (EWG) Nr. 1621/68 des 
Rates wird wie folgt geändert: 

„Artikel 8 

Ein Arbeitnehmer, der die Staatsangehörigkeit eines 
Mitgliedstaates besitzt und im Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaates beschäftigt ist, hat Anspruch 
I auf gleiche Behandlung hinsichtlich der Zugehörig- 
^ keit zu Gewerkschaften und der Ausübung gewerk- 
schaftlicher Rechte einschließlich des Wahlrechts 
I sowie zum Zugang zur Verwaltung oder Leitung 
; einer Gewerkschaftsorganisation. Er hat ferner An- 
I Spruch auf Wählbarkeit zu den Organen der Arbeit- 
I nehmervertretungen in den Betrieben. 

Mit der Ausübung gewerkschaftlicher Rechte unter 
! den gleichen Bedingungen wie die inländischen Ar- 
beitnehmer ist jedoch nicht automatisch das Recht 
verbunden, an der Verwaltung von Körperschaften 
des öffentlichen Rechts oder der Ausübung eines 
öffentlich-rechtlichen Amtes teilzunehmen. 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die in einigen 
' Mitgliedstaaten Arbeitnehmern aus anderen Mit- 
gliedstaaten weitergehende Rechte einräumen, blei- 
ben unberührt." 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Druck: Thenee Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 

Postfach 821, Goethestr. 56. Tel. (02221) 36 35 51 

Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 



Drucksache 7/4115 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Begründung 

Anläßlich der Verabschiedung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1612/68 des Rates über die Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft wur- 
den zum Vorschlag der Kommission Vorbehalte 
dahin gehend angemeldet, im Bereich der Gleich- 
behandlung bei der Ausübung gewerkschaftlicher 
Rechte auch das Recht zur Teilnahme an der Leitung 
und Verwaltung von Gewerkschaften miteinzube- 
ziehen. Der Kommissionsvorschlag stützte sich auf 
eine von den Arbeitnehmerorganisationen der Mit- 
gliedstaaten abgegebenen Stellungnahme. 

Die Vorbehalte zum Vorschlag von Artikel 8 der 
genannten Verordnung waren damit begründet, daß 
in der innerstaatlichen Gesetzgebung eines Mitglied- 
staates dieses Recht nur den eigenen Staatsangehöri- 
gen zugestanden wird. 

Der Ratsbeschluß sah vor, den Mitgliedstaaten frei- 
zustellen, den Zugang zu leitenden und Verwal- 
tungsämtern in Gewerkschaftsorganisationen auszu- 
klammern. Das Problem sollte jedoch anhand eines 
neuen Kommissionsvorschlages wieder überprüft 
werden. 

In Anbetracht der inzwischen in der nationalen 
Gesetzgebung vorgenommenen Änderungen haben 
seit dieser Zeit die Arbeitnehmer aus der Gemein- 


schaft, die in einem anderen Mitgliedstaat als dem 
ihren beschäftigt sind, Zugang zu leitenden und Ver- 
waltungsämtern in Gewerkschaftsorganisationen. 

Die Kommission ist jedoch der Ansicht, daß - trotz- 
I dem Artikel 48 des Vertrags als direkt anwendbar 
anerkannt wurde - es aus Gründen der Rechtssicher- 
heit des betroffenen Personenkreises angebracht ist, 
das, was in den Mitgliedstaaten bereits besteht, auf 
Gemeinschaftsebene zu festigen und darum Arti- 
■ kel 8 der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 zu ändern, 
indem die sich aus seiner jetzigen Fassung ergeben- 
de Zweideutigkeit aufgehoben wird. 

Die Frage des Zugangs zu leitenden und Verwal- 
tungsämtern in Gewerkschaftsorganisationen muß 
im übrigen getrennt werden von derjenigen der 
Teilnahme von ausländischen Arbeitnehmern an der 
Verwaltung von Körperschaften des öffentlichen 
Rechts und der Ausübung eines öffentlich-rechtlichen 
I Amtes. Dieses Problem geht in der Tat weit über 
den Rahmen von Artikel 48 und 49 des Rom-Ver- 
; träges über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
I hinaus. Eine Lösung hierzu müßte im Rahmen der 
Durchführung des Aktionsprogramms zugunsten der 
I Wanderarbeitnehmer und ihrer Familien gesucht 
’ werden, das die Kommission am 19. Dezember 1974 
dem Rat vorgelegt hat ^). 

1) Dokument KOM(74) 2250 vom 18. Dezember 1974 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 2. Oktober 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Ar 14/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 15. September 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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